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Wissenschaftlicher Beitrag
Zusammenfassung Die reduzierung der flächeninan-
spruchnahme sowie die Umsetzung des 30-ha-Ziels der 
nationalen nachhaltigkeitsstrategie erfordert anpassun-
gen aller Bundesländer, regionen und Kommunen. eine 
regionalisierung dieser siedlungspolitischen Zielvorgabe 
steht bis heute allerdings noch aus. Dieser Beitrag präsen-
tiert daher ein bundeseinheitliches Zuteilungsverfahren, 
welches quantitative flächensparziele für gebietskörper-
schaften mit den anteilen an der Bevölkerung und der 
Katasterfläche bestimmt. Die sich aus diesem Bevölke-
rungs-fläche-indikator (Befla-indikator) ergebenden Ver-
teilungsmuster werden auf ebene der Bundesländer und 
raumordnungsregionen diskutiert. hierfür erfolgt eine 
gegenüberstellung der abgeleiteten Mengenvorgaben mit 
der vergangenen und zukünftigen flächeninanspruchnah-
me. für die zukünftige siedlungsentwicklung werden die 
simulationen des Modells Panta rhei regio herangezogen, 
welche die entwicklung der flächeninanspruchnahme für 
siedlung und Verkehr bis 2020 auf Kreisebene projizie-
ren. Die Prognosen lassen auf ein deutlich moderateres, 
aber weiterhin stetiges Siedlungsflächenwachstum schlie-
ßen, welches die weiterhin hohe notwendigkeit quantitati-
ver Zielvorgaben und ihre relevanz zur Umsetzung einer 
nachhaltigen siedlungsentwicklung unterstreicht. Vor die-
sem hintergrund ermöglichen die aufteilung des 30-ha-
Ziels und die gegenüberstellung von Bedarf und zulässi-
ger Menge eine fundierte Diskussion über die konkreten 
anpassungserfordernisse und notwendigen anstrengungen 
der einzelnen länder und regionen.
Schlüsselwörter  siedlungsentwicklung · Modell · 
Projektion · 30-ha-Ziel · regionale nachhaltigkeit
Land Consumption 2020 and the National  
30-ha-target: Regional Distribution and Adjustments 
Abstract the reduction of land development and the at-
tainment of the national 30-ha-sustainability-target require 
all states, regions and municipalities in germany to adjust. 
Up to now, however, regional targets for local jurisdictions 
have not been achieved. this paper presents a top-down 
mechanism by which a national target is subdivided ac-
cording to the population and total area shares of each 
administrative unit. Distributional implications of this rule 
are analyzed on the level of states and regions. for this 
purpose, the derived sub-quantities are compared with the 
past and future land development rates. the future devel-
opment of land consumption is estimated by the Panta rhei 
regio model, which projects growth rates of settlement and 
traffic areas until 2020. The results show that although land 
development will decline significantly in the next years, it 
will still clearly remain above the 30-ha-target level. as 
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the simulation is modeled on county level the results also 
indicate the need to specify detailed quantity standards at 
regional level. A definition of subdivided targets for states, 
regions and municipalities offers the opportunity to im-
prove the ongoing german debate on open space preser-
vation and to initiate greater efforts on the way to a more 
efficient use of natural resource land.
Keywords  land development · Model · Projection ·  
30-ha-target · regional sustainability
1   Einleitung
Die forderung nach einer Begrenzung der flächeninan-
spruchnahme für siedlungs- und Verkehrszwecke und der 
integration quantitativer Zielstellungen in das Planungs-
recht waren in den letzten Jahren beherrschende themen in 
der Diskussion um die räumliche entwicklung in Deutsch-
land. Die negativen ökologischen, ökonomischen und auch 
sozialen Konsequenzen einer beständig auf Zuwachs und 
nach außen ausgerichteten siedlungsentwicklung führten 
zu der aufnahme des 30-ha-Ziels in die nationale nach-
haltigkeitsstrategie der damaligen Bundesregierung im Jahr 
2002 (vgl. Bundesregierung 2002; Wissenschaftlicher Bei-
rat Bodenschutz 2002; Umweltbundesamt 2004).1 Demnach 
soll die flächeninanspruchnahme für siedlungs- und Ver-
kehrszwecke von aktuell gut 100 auf 30 ha je tag bis zum 
Jahr 2020 reduziert werden. Dieses „30-ha-Ziel“ hat einer-
seits intensive Diskussionen um das für und Wider solcher 
konkreten „flächenverbrauchsziele“ ausgelöst, andererseits 
die Debatte um die reform bestehender bzw. die einführung 
neuartiger Instrumente zur Beeinflussung der Flächeninan-
spruchnahme weiter angefacht (vgl. apel/henckel/Bunzel 
et al. 1995; Bizer/Bunzel/cichorowski et al. 2006; Köck/
Bizer/einig et al. 2008; ring 2008; Davy 2009).
Ungeachtet seines ambitionierten charakters, die flä-
cheninanspruchnahme in nunmehr noch zehn Jahren bis 
2020 um mehr als zwei Drittel zu verringern, sind die kon-
kreten folgen einer Umsetzung des 30-ha-Ziels für die 
betroffenen länder, regionen und Kommunen jedoch noch 
weitgehend unerforscht.2 Dadurch wird eine zielführende 
Diskussion um sinn und Umsetzbarkeit des 30-ha-Ziels 
1 Die große Koalition übernahm das 30-ha-Ziel im Jahr 2005. Der 
Koalitionsvertrag der aktuellen regierung hat von einer konkreten 
Zielvorgabe allerdings abstand genommen, betont aber weiterhin 
den grundsatz „innen- vor außenentwicklung“ und beabsichtigt die 
erprobung „überregionaler handelssysteme für die flächennutzung“ 
(Bundesregierung 2009: 31 f.).
2 eine ausnahme bildet hierbei das Papier von Jakubowski und Zarth 
(2003), die anpassungslasten deutscher regionen an eine deutlich ver-
knappte flächenausweisung anhand der Dominanz bestimmter indust-
rie- und gewerbezweige zumindest qualitativ abschätzen.
erheblich belastet. Das fehlen konkreter Zielaufteilungs-
möglichkeiten und der Untersuchung daraus resultierender 
anpassungserfordernisse hat mehrere Ursachen: Quantita-
tive (und somit konkrete) Zielvorgaben werden im kommu-
nalpolitischen raum überwiegend abgelehnt, da diese als 
ein zu starker eingriff in die kommunale Planungshoheit 
verstanden werden und negative effekte auf die wirtschaft-
liche entwicklung und die Wohnversorgung befürchtet wer-
den (Köck/Bizer/einig et al. 2008: 30 und 56 ff.). Daneben 
besteht heftiger Widerstreit über die zukünftig zu erwartende 
entwicklung der flächeninanspruchnahme für siedlungs- 
und Verkehrszwecke und somit über die Konsequenzen 
quantitativer reduktionsziele. Verschiedene interessen-
gruppen formulieren äußerst unterschiedliche und von den 
jeweiligen institutionellen Hintergründen beeinflusste Pro-
gnosen. einen Pol bildet der optimistische glaube an eine 
„heilende“ selbstregulierung aus Bevölkerungsrückgang 
und verbesserter transparenz vor allem der (ökonomischen) 
folgen bauleitplanerischer flächennutzungsentscheidun-
gen. flächenreduktionsziele, die sich am 30-ha-Ziel orien-
tieren, wären somit obsolet. Die gegenposition befürchtet 
einen sich noch verstärkenden kommunalen Wettbewerb um 
einwohner und gewerbeansiedlungen mit kostengünstigem 
Bauland und sieht in den ersten zögerlichen Verbesserungen 
in der statistik noch keinesfalls die erhoffte „trendwende“ 
bei der flächeninanspruchnahme. Darüber hinaus mangelt 
es an konkreten Vorschlägen, wie das bundesweite 30-ha-
Ziel auf die eigentlichen entscheidungsträger im rahmen 
der kommunalen und regionalen Bauleitplanung umgesetzt 
werden kann. Dies mag auch an der nicht vorhandenen 
gesetzgebungskompetenz des Bundes hinsichtlich eines 
solchen (flächen-)entwicklungspolitischen Ziels liegen, da 
die Planungshoheit in der Bundesrepublik den Bundeslän-
dern zufällt (für einen Überblick über die aktuelle Kom-
petenzlage vgl. Bovet/Köck 2008). allerdings führt das 
fehlen konkreter allokationsvorschläge auch zu interpre-
tationsmöglichkeiten, die die möglichen anpassungslasten 
für regionen und Kommunen in Deutschland verschleiern. 
in der folge wird das 30-ha-Ziel entweder generell als zu 
strikt und nicht umsetzbar abgelehnt oder aber es werden 
die anpassungsnotwendigkeiten vornehmlich „bei den 
anderen“ gesehen (Bizer/cichorowski/henger et al. 2009).
Vor diesem hintergrund versucht der vorliegende Bei-
trag die Diskussion um das 30-ha-Ziel und seine mögli-
chen folgen mit zwei neuartigen ansätzen zu bereichern 
und zu versachlichen. ausgehend von einer analyse der 
bisherigen siedlungsentwicklung (Kap. 2) wird einerseits 
die zukünftige siedlungsentwicklung mittels des Modells 
Panta rhei regio (Prr) abgeschätzt (Kap. 3). Dieses 
Modell bietet einen systematischen und analytischen Weg 
zur Bestimmung der zukünftigen siedlungsentwicklung auf 
Kreisebene. Zusätzlich wird eine Methode zur aufteilung 
der innerhalb des sparziels noch zulässigen flächeninan-
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spruchnahme auf die raumordnungsregionen der Bundes-
republik Deutschland vorgestellt (Kap. 4). Die Berechnung 
des „Befla-indikators“ durch eine gleichgewichtung der 
Kriterien Bevölkerung und Katasterfläche stellt einen bun-
deseinheitlich anwendbaren Vergleichsmaßstab und Vertei-
lungsschlüssel zur Verfügung. aus der Zusammenschau von 
prognostizierter zukünftiger flächeninanspruchnahme und 
der mittels Befla-indikator bestimmten Obergrenze zuläs-
siger siedlungsentwicklung ergeben sich konkrete anpas-
sungserfordernisse von Bundesländern und regionen zur 
Umsetzung des 30-ha-Ziels. hierdurch wird auch eine neue 
argumentationsgrundlage in der Diskussion um die instru-
mentelle Umsetzung des 30-ha-Ziels geschaffen. auf Basis 
der vorgenommenen Berechnungen können Vor- und nach-
teile einzelner instrumenteller Umsetzungswege detailliert 
beschrieben werden. Dies ermöglicht einen Beitrag zur Ver-
sachlichung dieser Diskussion.
2   Bisherige Siedlungsentwicklung
flächennutzung und siedlungsentwicklung werden in 
Deutschland statistisch durch die amtliche flächenerhe-
bung nach art der tatsächlichen nutzung erfasst (Deggau 
2006). Diese Datenquelle wird alle vier Jahre bundesweit 
erhoben und seit 2001 auch jährlich für siedlungs- und Ver-
kehrsflächen fortgeschrieben. Dieses Kapitel beschreibt die 
Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsflächen sowie der 
Gebäude- und Freiflächen zwischen den Jahren 1996, 2000, 
2004 und 2008. Dabei sollen nicht nur grundlegende trends 
in einer aggregierten Betrachtung identifiziert, sondern auch 
prägnante Muster der flächeninanspruchnahme im regiona-
len Kontext aufgedeckt werden. Dabei erfolgt zwangsläufig 
die auseinandersetzung mit statistischen Ungenauigkeiten, 
die mit abnehmender aggregation erheblich zunehmen.
in tab. 1 ist zunächst die entwicklung der siedlungs- 
und Verkehrsflächen über den gesamten Zeitraum von 1996 
bis 2008 dargestellt. Dabei wurden die siedlungs- und Ver-
kehrsflächen zur Veranschaulichung in drei Kategorien 
aufgeteilt: Gebäude- und Freiflächen, sonstige Siedlungs-
flächen (Betriebsflächen, Erholungsflächen und Friedhofs-
flächen) und Verkehrsflächen. Die Neuinanspruchnahme 
von flächen für siedlung und Verkehr belief sich im 
betrachteten Zeitraum auf durchschnittlich knapp 116 ha 
pro tag. Mit Blick auf den relativen Zuwachs der fläche 
ist die Dynamik in den neuen Bundesländern etwas stärker, 
auch wenn die durch erhebliche statistische Verwerfungen 
geprägten Bundesländer ausgeschlossen werden.3 etwa die 
hälfte der flächeninanspruchnahme kam durch die aus-
weitung der Gebäude- und Freiflächen zustande. Mit etwa 
20 % ist die neuinanspruchnahme für Verkehrszwecke ein 
weiterer Treiber des Freiflächenverlustes gewesen. Unter 
den übrigen Siedlungsflächen sind die Erholungsflächen die 
bedeutendste flächennutzung mit Blick auf den flächen-
verbrauch. Die Flächeninanspruchnahme für Friedhofsflä-
che und Betriebsfläche (ohne Abbauland) fällt mit 6 bis 7 % 
des Zuwachses nur gering ins gewicht. Der schwerpunkt 
bei den „nutzern“, soweit die auswertung aus der statistik 
möglich war, lag im Zeitraum von 1996 bis 2004 im Bereich 
der Gebäude- und Freiflächen auf dem Bereich „Wohnen“. 
Die Ursachen liegen u. a. im nachfragerückgang für die 
Gewerbeflächen im Zuge der schwachen konjunkturellen 
entwicklung zwischen 2000 und 2004.
Unabhängig von statistischen Ungenauigkeiten kann 
man mit Blick auf die Vier-Jahres-flächenstatistik (vgl. 
historische entwicklung laut statistik in tab. 2) eine lang-
same, jedoch kontinuierliche reduktion der flächeninan-
spruchnahme für siedlung und Verkehr beobachten. einem 
rückgang der flächeninanspruchnahme von 20 % in den 
alten Bundesländern steht eine reduktion von nur 10 % 
zwischen dem Zeitraum 1996 bis 2000 und 2004 bis 2008 
in den neuen Bundesländern gegenüber. Der Vergleich mit 
der Entwicklung der Gebäude- und Freifläche zeigt jedoch, 
dass in einigen Bundesländern die Umschlüsselungsprob-
lematik (vgl. fußnote 3) im Bereich der flächenerhebung 
fortbesteht (vgl. Deggau 2006; siedentop/heiland/lehmann 
et al. 2007).
3 Mecklenburg-Vorpommern, sachsen, sachsen-anhalt sind die län-
der, in denen die Umstellung der erhebungssystematik im betrachteten 
Zeitraum auf ebene der Bundesländer eine besonders starke Wirkung 
zeigt (vgl. Deggau 2006).
Tab. 1 Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) 1996 bis 2008
gebiet Bestand Veränderung 1996-2008
Siedlungs- und Verkehrsfläche anteil am Zuwachs suV










alte Bundesländer 32.649,4 10,5 78,0 60,8 18,4 20,8
Berlin, Brandenburg & thüringen 4.239,4 12,6 12,2 47,6 32,5 19,9
Mecklenburg-Vorpommern, sachsen & 
sachsen-anhalt
5.163,4 21,7 25,5 12,3 71,2 16,5
Deutschland 42.052,2 12,1 115,8 48,7 31,6 19,8
Quelle: statistisches Bundesamt (2009)
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in tab. 3 ist zu erkennen, dass bei den gebäude- und frei-
flächen besonders hohe relative Zuwächse auf Länderebene 
in schleswig-holstein, niedersachsen, Bayern, Branden-
burg und sachsen-anhalt zu beobachten waren. etwa 55 % 
der Flächeninanspruchnahme für Gebäude- und Freifläche 
der jüngeren Vergangenheit entfallen auf diese Bundeslän-
der. Dagegen waren beispielsweise in den stadtstaaten nur 
wenige Veränderungen zu beobachten. Die ergebnisse für 
den Zeitraum 2004 bis 2008 lassen erkennen, dass Bayerns 
Wachstum weiter anhält, während sich die entwicklungen 
z. B. in schleswig-holstein und Brandenburg abschwä-
chen. Der rückgang des flächenzuwachses bei gebäude- 
und Freiflächen setzt sich nach derzeitigen Erkenntnissen 
seit 2004 fort, jedoch wird er, sofern die flächenrückgänge 
in sachsen-anhalt und Mecklenburg-Vorpommern außer 
Betracht gelassen werden, etwas gebremst.
eine gegenüberstellung der siedlungs- und Verkehrs-
fläche mit der Gebäude- und Freifläche zeigt, dass deren 
entwicklungen weitgehend parallel verlaufen. nur in 
schleswig-holstein, Mecklenburg-Vorpommern und sach-
sen-anhalt haben sich die anteile der gebäude- und frei-
flächen verschoben. Ansonsten bleibt die Verschiebung des 
Anteils im Zeitraum 1996 bis 2004 zwischen −1,3 und +1,4 
Prozentpunkten. im folgenden wird die analyse der flä-
cheninanspruchnahme auf die Gebäude- und Freifläche ein-
geschränkt. Dies hat folgende gründe: 1) Zum einen bestätigt 
sich auch auf Kreisebene, dass die Expansion der eigentli-
chen „Siedlungsbereiche“ (Gebäude- und Freifläche) für die 
gesamte siedlungsentwicklung maßgeblich ist und daher 
auch in vergleichbaren analysen nur auf die gebäude- und 
Freifläche zurückgegriffen wird (Umweltbundesamt 2003; 
Bundesamt für Bauwesen und raumordnung 2007; Dosch 
2008). Dies hat außerdem 2) mit dem höheren grad an statis-
tischen Ungenauigkeiten bei den übrigen Siedlungsflächen 
(insbesondere Erholungsflächen) zu tun. Des Weiteren 3) 
ist die aussagekraft der ergebnisse des Modells Panta rhei 
Regio im regionalen Kontext im Bereich der Erholungs- 
und Verkehrsflächen eingeschränkt. Ein weiteres Argument 
für die einschränkung der analyse auf die gebäude- und 
Freiflächen ist 4) die Einschätzung, dass Anpassungserfor-
dernisse meist vor allem auf kommunaler ebene diskutiert 
werden sollten. einige flächennutzungsänderungen, wie 
etwa bei errichtung neuer überörtlicher straßen, haben ihren 
Ursprung jedoch nicht in den entscheidungen kommunaler 
akteure. Dies bedeutet nicht, dass diese flächen für die 
Beurteilung der anpassungserfordernisse vernachlässigbar 
sind. Vieles deutet sogar darauf hin, dass die Bedeutung von 
Verkehrsflächen bei der Siedlungs- und Verkehrsflächenent-
wicklung bis 2020 zunehmen wird (Distelkamp/großmann/
hohmann et al. 2009). Gebäude- und Freiflächen erlauben 
jedoch deutlich präzisere angaben zu Ursache und Wirkung 
flächenrelevanter Entwicklungen.
Tab. 2 Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche nach Bundesländern
Bundesland Bestand 1996 (km²) historische entwicklung laut statistika Projektion mit Panta rhei regiOb
1996 bis 2000 2000 bis 2004 2004 bis 2008 2008 bis 2012 2012 bis 2016 2016 bis 2020
ha pro 
tag
% ha pro 
tag 
% ha pro 
tag 
% ha pro 
tag 
% ha pro 
tag 
% ha pro 
tag 
% 
schleswig-holstein 1.699,9 4,1 3,6 8,4 7,0 5,4 4,2 4,2 3,1 3,7 2,7 3,4 2,4
hamburg 427,2 0,2 0,8 0,8 2,7 0,5 1,6 0,6 1,8 0,5 1,7 0,5 1,6
niedersachsen 5.783,5 16,4 4,1 14,4 3,5 11,6 2,7 10,4 2,4 8,9 2,0 8,3 1,8
Bremen 218,0 0,5 3,6 0,2 1,1 0,2 1,4 0,1 0,9 0,1 0,6 0,1 0,4
nordrhein-Westfalen 6.906,9 16,5 3,5 15,2 3,1 14,2 2,8 6,8 1,3 5,8 1,1 5,3 1,0
hessen 3.067,9 4,9 2,3 3,9 1,8 3,6 1,6 3,5 1,6 3,3 1,5 3,2 1,4
rheinland-Pfalz 2.577,2 5,4 3,1 5,8 3,2 5,4 2,9 2,7 1,4 2,5 1,3 2,4 1,2
Baden-Württemberg 4.542,9 12,0 3,9 10,4 3,2 9,2 2,8 9,5 2,8 8,4 2,4 7,8 2,2
Bayern 6.929,7 28,4 6,0 18,0 3,6 17,2 3,3 14,1 2,6 13,2 2,4 12,5 2,2
saarland 496,1 0,7 2,0 0,7 2,1 0,6 1,6 0,5 1,4 0,4 1,1 0,3 0,9
Alte Bundesländer  
(ohne Berlin)
32.649 89,1 4,0 77,8 3,3 67,8 2,8 52,4 2,1 47,0 1,9 43,9 1.7
Berlin 594,4 1,4 3,5 0,3 0,7 0,3 0,6 1,3 2,9 0,9 2,0 0,7 1,6
Brandenburg 2.279,9 9,3 6,0 8,2 4,9 9,5 5,5 4,6 2,5 4,1 2,2 4,0 2,1
Mecklenburg-Vorpommern 1.440,6 7,6 7,7 8,7 8,2 7,8 6,8 2,5 2,1 2,4 1,9 2,1 1,7
sachsen 1.952,5 8,2 6,2 5,2 3,6 6,4 4,4 3,9 2,6 3,5 2,3 3,4 2,2
sachsen-anhalt 1.770,3 9,9 8,1 12,8 9,8 10,0 7,0 3,1 2,0 2,6 1,7 2,3 1,5
thüringen 1.365,1 3,6 3,9 2,2 2,2 1,9 2,0 1,7 1,7 1,5 1,5 1,5 1,4
Neue Bundesländer  
(inkl. Berlin)
9.403 40,0 6,2 37,3 5,5 36,0 5,0 17,0 2,3 14,0 2,0 14,0 1,8
Deutschland 42.052 129,1 4,5 115,1 3,8 103,8 3,3 69,4 2,2 61,0 1,9 57,9 1,7
aQuelle: statistisches Bundesamt (2009)
bQuelle: Panta rhei regiO referenzszenario (9/2009)
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3   Zukünftige Siedlungsentwicklung
Bisherige Projektionen der zukünftigen flächeninanspruch-
nahme in Deutschland gehen aufgrund des demographischen 
Wandels von einer mehr oder weniger starken reduktion 
gegenüber dem heutigen niveau aus (vgl. Bundesamt für 
Bauwesen und raumordnung 2007: 65; Bürkner/Berger/
luchmann et al. 2007). all diesen aussagen ist jedoch 
gemein, dass sie auf relativ einfachen Modellrechnungen 
fußen, die das komplexe Gefüge, welches für das Zustande-
kommen von flächeninanspruchnahme verantwortlich ist, 
nur bedingt abbilden. Bisherige Bemühungen, die zukünf-
tige flächeninanspruchnahme im rahmen des Modells 
Panta rhei abzubilden, einem in einer Vielzahl von anwen-
dungen erprobten instrument zur analyse und Bewertung 
von umweltökonomischen fragestellungen (Meyer/Bocker-
mann/ewerhart et al. 1998; Meyer/Bockermann/ewerhart 
et al. 1999; Bach/Bork/Kohlhaas et al. 2001; lutz 2004; 
staiß/Kratzat/nitsch et al. 2006, lutz/Meyer/nill et al. 
2007; lehr/lutz 2008; lutz/Meyer 2008), waren wiede-
rum dadurch gekennzeichnet, dass der grad der regiona-
lisierung unbefriedigend blieb (vgl. ahlert/Klann/lutz et 
al. 2005; Petschow/Zimmermann/Distelkamp et al. 2007). 
für die flächeninanspruchnahme gilt jedoch in besonderem 
Maße, dass sie auf regionaler ebene – und hier insbeson-
dere durch die regional stark disparat verlaufende Bevöl-
kerungsentwicklung – determiniert wird (Jörissen/coenen 
2006; siedentop/heiland/lehmann et al. 2007). Vor diesem 
hintergrund ist das Modell Panta rhei im Bereich „Wohnen 
und Fläche“ um eine explizite Bottom-up-Modellierung auf 
ebene der landkreise und kreisfreien städte erweitert wor-
den (vgl. ahlert/Klann/lutz et al. 2005). Dieses neue analy-
seinstrument für flächenpolitische Fragestellungen trägt die 
Bezeichnung Panta rhei regio (Prr).4
3.1  Das Modell Panta rhei regio (Prr)
Die grundlagen der flächenmodellierung in Prr liegen 
in der Identifizierung überwiegend nachfragebezogener 
Einflussfaktoren sowie der Einflüsse von Preisänderungen 
und deren konsequente Verknüpfung mit zu erwartenden 
gesamtwirtschaftlichen und regionalen entwicklungen.5 
Dabei sind die neu entwickelten regionalen Module ein-
gegliedert in den Kontext weiterer gesamtwirtschaftlicher 
Modelle (infOrge und lÄnDer6), die von der gesell-
4 Die Modellierung ist ergebnis des forschungsvorhabens „Panta 
rhei regiO: Modellgestützter Dialog zur siedlungs- und Verkehrs-
flächenentwicklung und Folgenabschätzung fiskalischer Maßnahmen 
auf nationaler und regionaler ebene“, das durch das Bundesministe-
rium für Bildung und forschung im rahmen des förderschwerpunkts 
„refina – forschung für die reduzierung der flächeninanspruch-
nahme und ein nachhaltiges Flächenmanagement“ finanziert wurde.
5 eine ausführliche Darstellung der systemzusammenhänge in Prr 
findet sich in Distelkamp/Großmann/Hohmann et al. (2009).
6 infOrge (interindustry fOrecasting germany) ist ein nach 
sektoren gegliedertes gesamtwirtschaftliches Modell für die Bun-
desrepublik Deutschland. es wird seit über zehn Jahren regelmäßig 
Tab. 3 Entwicklung der Gebäude- und Freifläche nach Bundesländern
Bundesland Bestand 1996 (km²) histori sche entwicklung laut statistika Projektion mit Panta rhei regiOb
1996 bis 2000 2000 bis 2004 2004 bis 2008 2008-2012 2012-2016 2016-2020
ha pro 
tag 
% ha pro 
tag 
% ha pro 
tag 
% ha pro 
tag 
% ha pro 
tag 
% ha pro 
tag 
% 
schleswig-holstein 900,7 4,9 7,9 6,1 9,2 1,6 2,3 2,6 3,4 2,3 2,9 2,0 2,5
hamburg 266,8 0,1 0,7 0,4 2,3 0,4 2,0 0,4 2,2 0,4 2,0 0,4 2,0 
niedersachsen 3.027,4 11,2 5,4 9,4 4,3 7,4 3,3 6,2 2,6 5,0 2,1 4,6 1,9 
Bremen 133,8 0,2 1,7 0,2 1,9 0,0 0,5 0,1 1,0 0,1 0,6 0,0 0,4 
nordrhein-Westfalen 4.033,1 9,5 3,4 7,1 2,5 4,4 1,5 3,9 1,3 3,3 1,1 2,9 1,0 
hessen 1.470,7 3,3 3,2 2,1 2,0 2,1 2,0 2,0 1,8 1,8 1,7 1,7 1,6 
rheinland-Pfalz 1.030,7 3,6 5,1 3,5 4,7 2,6 3,4 1,3 1,6 1,2 1,5 1,1 1,3 
Baden-Württemberg 2.374,2 8,6 5,3 6,8 4,0 5,6 3,2 6,0 3,3 5,2 2,8 4,8 2,5 
Bayern 3.398,3 18,1 7,8 11,0 4,4 11,2 4,3 8,3 3,1 7,7 2,8 7,2 2,5 
saarland 294,7 0,5 2,3 0,5 2,5 0,4 1,9 0,3 1,3 0,2 1,1 0,2 0,8 
Alte Bundesländer  
(ohne Berlin)
16.931 59,8 5,2 47,1 3,9 35,9 2,8 31,0 2,4 27,2 2,0 25,1 1,8
Berlin 346,8 0,8 3,4 0,3 1,0 0,4 1,7 0,9 3,5 0,6 2,3 0,5 1,8 
Brandenburg 1.168,8 5,8 7,2 3,7 4,3 3,1 3,5 2,3 2,5 2,1 2,2 2,0 2,1 
Mecklenburg-Vorpommern 780,6 2,5 4,6 1,2 2,2 −1,1 −1,9 1,0 1,8 1,0 1,7 0,8 1,4 
sachsen 1.131,4 4,1 5,3 1,8 2,2 2,2 2,6 2,4 2,8 2,0 2,3 2,0 2,2 
sachsen-anhalt 923,9 3,7 5,8 3,7 5,6 −8,7 −12,3 1,6 2,4 1,3 1,8 1,1 1,5 
thüringen 655,3 1,6 3,5 1,0 2,1 0,9 1,8 0,8 1,6 0,6 1,3 0,6 1,2 
Neue Bundesländer  
(inkl. Berlin)
5.007 18,4 5,4 11,6 3,2 −3,2 −0,8 9,0 2,4 7,7 2,0 6,9 1,8
Deutschland 21.937 78,3 5,0 58,7 3,7 32,7 2,0 40,1 2,4 34,9 2,0 32,0 1,8
aQuelle: statistisches Bundesamt (2009)
bQuelle: Panta rhei regiO referenzszenario (9/2009)
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schaft für Wirtschaftliche strukturforschung (gWs) lau-
fend aktualisiert werden. Zu den regionalen Modulen zählt 
im Wesentlichen die Modellierung der wirtschaftlichen ent-
wicklung aller 439 Kreise, das Wohnungsmodul, worin auf 
grundlage der demographischen und wirtschaftlichen ent-
wicklung der regionale Wohnungsbau abgeleitet und für 
Deutschland aufgerechnet wird (Bottom-up-ansatz) sowie 
ein Modul zur Ermittlung zukünftiger Wirtschaftsflächen-
nachfrage in Deutschland insgesamt und in den regionen. 
alle systemzusammenhänge sind empirisch fundiert, wer-
den in einem konsistenten Datensatz zusammengeführt und 
für eine Projektion bis 2020 genutzt. Mit der fokussierung 
auf Preiseinflüsse und nachfrageseitige Einflussfaktoren im 
Kontext der Flächeninanspruchnahme ist keineswegs die 
aussage verbunden, dass weitere angebotsseitige faktoren 
wie beispielsweise die positivplanerische regulierung der 
Flächennutzung keinen Einfluss nehmen. Vielmehr wird 
im referenzszenario unterstellt, dass sich diese faktoren 
gegenüber dem historischen Zeitraum nicht verändern. Die 
im folgenden vorgestellten Projektionen sind das ergebnis 
eines im herbst 2009 erstellten referenzszenarios, in dem 
die systemzusammenhänge auf grundlage amtlicher statis-
tiken bis zum Berichtsjahr 2005 abgeleitet wurden.7
3.2  Möglichkeiten und grenzen des Modells
Wie bereits erwähnt können angebotsseitige faktoren, 
sofern sie sich nicht in Preisentwicklungen widerspiegeln, 
nur begrenzt berücksichtigt werden. Damit ist die Prognose-
güte insbesondere auf regionaler ebene eingeschränkt. all-
gemein nimmt die fundiertheit der Vorausberechnung mit 
zunehmendem regionalisierungsgrad zu. hier spielt auch 
die Verwertbarkeit des statistischen ausgangmaterials eine 
größere rolle. im Bereich der Bevölkerungsentwicklung 
bestehen auf Kreisebene jene Beschränkungen, die auch für 
die raumordnungsprognose gelten (Bundesamt für Bauwe-
sen und raumordnung 2009).
Darüber hinaus erfordert die Modellierung eine hohe 
Qualität und Verfügbarkeit des statistischen ausgangsmate-
aktualisiert und wird bei verschiedenen studien erfolgreich eingesetzt 
(vgl. Distelkamp/hohmann/lutz et al. 2003; schnur/Zika 2009). es 
stellt den ökonomischen Kern des Modells Panta rhei dar und ist 
damit auch zentraler Bestandteil von Prr. Das lÄnDer-Modell 
wurde zur analyse und Prognose des strukturwandels auf der ebene 
der 16 Bundesländer entwickelt. es ist direkt mit dem gesamtdeut-
schen Modell infOrge gekoppelt und regionalisiert konsistent die 
dort auf der sektoralen ebene ermittelten ergebnisse für Wertschöp-
fung und Beschäftigung.
7 Die hier angeführten Projektionsergebnisse unterscheiden sich teils 
von dem in Distelkamp/großmann/hohmann et al. (2009) darge-
stellten ergebnisstand, da im rahmen des refina-Projektes Dorif 
(Designoptionen und implementation von raumordnungsinstrumen-
ten zur flächenverbrauchsreduktion) Verbesserungen der Modellie-
rung der Wirtschaftsflächen mit entsprechenden Auswirkungen auf die 
Modellergebnisse erreicht werden konnten.
rials. Die im Bereich der flächenstatistik bekannten Unge-
nauigkeiten und Unplausibilitäten (vgl. Deggau 2006; Dosch 
2008) schränken die aussagekraft ein. Bei der entwicklung 
des Modells standen primär die abbildung der „tatsächli-
chen“ flächennutzung und ihr Wandel im Vordergrund. Die 
dafür notwendigen Bereinigungen führen mitunter dazu, 
dass Vergleiche mit der historischen entwicklung bzw. mit 
neuen aktuellen Zahlen nur begrenzt aussagekräftig sind.
Weiterer forschungs- bzw. Verbesserungsbedarf wird 
darüber hinaus auch im Bereich der flächeninanspruch-
nahme der Wirtschaft gesehen. hier konnten im rahmen 
der bisherigen arbeiten an Prr zwar regionale Disparitäten 
bei der flächenintensität einzelner Wirtschaftsbereiche auf-
gedeckt werden. Die Hintergründe bzw. Einflussfaktoren, 
die für diesen Befund verantwortlich sind, blieben jedoch 
weitgehend ungeklärt, so dass für die Projektionen einfache 
hypothesen zur Permanenz der regionalen Disparitäten in 
diesem Bereich formuliert werden mussten.
trotz dieser zur kurzfristigen bzw. regionalen Prognosegüte 
eingestandenen schwächen steht mit der ersten Modellver-
sion ein system zur Verfügung, welches die Perspektive der 
nachhaltigkeit der siedlungsentwicklung in Deutschland 
aus unterschiedlichen Blickwinkeln beleuchten kann. Die 
auf Basis von Prr generierten Projektionen zur zukünfti-
gen flächeninanspruchnahme sind jedoch keinesfalls als 
Punktprognosen zu interpretieren, sondern zeigen empirisch 
begründete entwicklungstendenzen auf, die einen fundier-
ten Dialog über zukünftige herausforderungen auf dem 
Weg zu einer nachhaltigen flächennutzung ermöglichen. 
im rahmen eines forschungsprojektes für das Bundesins-
titut für Bau-, stadt- und raumforschung (BBsr) wird bis 
sommer 2010 eine aktualisierung und umfassende Weiter-
entwicklung von PRR erarbeitet, die sich explizit mit den in 
diesem abschnitt angeführten Möglichkeiten und grenzen 
des Modells kritisch auseinandersetzt und die (regionale) 
Prognosegüte verbessern wird.
3.3  Perspektive 2020 – entwicklung der 
flächeninanspruchnahme
im referenzszenario von Prr geht die flächeninanspruch-
nahme für siedlung und Verkehr von ehemals über 100 ha 
auf knapp unter 60 ha pro tag zurück (vgl. tab. 2, Projektion 
2016 bis 2020). auf länderebene nehmen die Wachstums-
divergenzen nicht zu, obwohl weite teile Ostdeutschlands 
von besonders starken Bevölkerungsrückgängen geprägt 
sind. in der Projektion steigt der anteil der gebäude- und 
Freiflächen an der gesamten Siedlungsflächenentwicklung 
im Vergleich zum letzten Vierjahreszeitraum (2004 bis 
2008) deutlich an (vgl. tab. 2 und 3). Dies ist größtenteils 
auf die Bereinigung der als unplausibel eingestuften Daten 
im Bereich der Erholungsflächen zurückzuführen. Darüber 
hinaus wird eine konstant hohe flächeninanspruchnahme 
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für den überörtlichen Verkehr erwartet, was sich besonders 
stark in den neuen Bundesländern äußert. Die neuinan-
spruchnahme für Gebäude- und Freiflächen geht in Deutsch-
land von in der jüngeren Vergangenheit durchschnittlich 
etwa 60 ha auf etwa 32 ha pro tag zurück (vgl. tab. 3). Der 
schwerpunkt des flächenverbrauchs liegt dabei in zuneh-
mendem Maße auf dem Bereich Gebäude- und Freiflächen 
der Wirtschaft, da der Wohnungsbau voraussichtlich kon-
tinuierlich an Bedeutung für die flächeninanspruchnahme 
verlieren wird.
Die Wachstumsdivergenzen der gebäude- und frei-
flächen zwischen den Bundesländern gehen im Referenz-
szenario zwar gegenüber den historischen Beobachtungen 
zurück, bleiben jedoch über den gesamten Projektions-
horizont bestehen. so wird etwa in schleswig-holstein, 
Bayern und Baden-Württemberg im Zeitraum von 2016 
bis 2020 ein Wachstum der Gebäude- und Freiflächen von 
immer noch 2,5 % erwartet. Dagegen fällt die entwicklung 
in niedersachsen, nordrhein-Westfalen und rheinland-
Pfalz von ehemals über drei auf unter 2 % zurück. in den 
neuen Bundesländern bleibt die flächeninanspruchnahme 
in sachsen und Brandenburg besonders hoch. insgesamt 
sind im Jahr 2020 kaum noch wesentliche Wachstums-
unterschiede zwischen den neuen und alten Bundesländern 
zu erkennen.
auf der ebene der raumordnungsregionen zeigen sich 
im Prr-referenzszenario deutlich mehr Unterschiede 
als auf Bundesländerebene (vgl. abb. 1). Die räumlichen 
Muster der flächeninanspruchnahme verändern sich nicht 
grundlegend gegenüber den historischen Beobachtungen. 
Stärkere Flächenexpansionen sind weiterhin im Bereich der 
agglomerationsräume München und stuttgart und deren 
Umfeld sowie in der region rhein-neckar zu erwarten. 
Auch die flächenexpansiven Tendenzen in Nordwest-Nie-
dersachsen und im hamburger großraum bleiben bestehen. 
Der siedlungsdruck im Umland von Berlin, leipzig und 
Dresden bleibt ebenfalls in ähnlicher form erhalten. Beson-
ders gering fällt hingegen die flächeninanspruchnahme im 
saarland und im Westen von nordrhein-Westfalen aus. Vom 
Oberpfälzer Wald bis Weserbergland wird für weite Bereiche 
kaum flächeninanspruchnahme erwartet. Dies gilt auch für 
viele ländliche räume in Ostdeutschland. Diese entwick-
lungsmuster sind weitgehend ein spiegelbild der erwarteten 
wirtschaftlichen Dynamik und Bevölkerungsentwicklung 
Abb. 1 entwicklung der gebäu-
de- und Freifläche 2008 bis 2020 
und Vergleich mit den histori-
schen entwicklungen. (Quelle: 
Prr-referenzszenario 9/2009; 
raumordnungsregionen 2008; 
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und sind zusätzlich ein ergebnis des in der Vergangenheit 
beobachteten Umgangs mit freier fläche in den Kreisen.
Die allgemeine abschwächung des siedlungswachs-
tums findet nicht überall im gleichen Maße statt. Die blauen 
Dreiecke in abb. 1 zeigen die regionen, die zukünftig über 
50 % weniger flächen in anspruch nehmen werden.8 Dage-
gen geben die grünen Dreiecke eine geringe Veränderung 
der flächeninanspruchnahme (< −50 %) an. Die Gegen-
überstellung zeigt, dass eine entschärfung des siedlungs-
drucks beispielsweise für weite teile süddeutschlands 
ausbleibt. Ähnlich ist es für die regionen Dresden und 
leipzig. für hamburg und sein weiteres Umland wird sich 
der flächenverbrauch im bundesweiten Vergleich ebenfalls 
voraussichtlich nur leicht abschwächen. für fast alle regio-
nen in rheinland-Pfalz, saarland und nordrhein-Westfalen 
wird hingegen erwartet, dass der rückgang der flächenin-
anspruchnahme von Gebäude- und Freiflächen überdurch-
schnittlich ausfällt. gleiches gilt für viele ländliche räume 
nordwestlich von Berlin und in Vorpommern sowie weite 
teile sachsen-anhalts und die region lausitz-spreewald. 
alle diese regionen sind in besonderem Maße auch in 
Zukunft vom ökonomischen und demographischen struk-
turwandel betroffen.
4   Regionale Anpassungserfordernisse
Die Bestimmung regionaler anpassungserfordernisse bedingt 
eine aufteilung des nationalen 30-ha-Ziels auf einzelne 
räumliche einheiten. Konkrete und präzise Zielformu-
lierungen für einzelne gebietskörperschaften stellen 
allerdings eine große politische herausforderung dar, da 
hierdurch standards entstehen, die von den normadres-
saten auch unmittelbar wahrgenommen werden. generell 
sind quantitative Ziele wegen der absolutheit der beinhal-
teten Beschränkung viel stärker Diskussionsgegenstand 
als qualitative anforderungen zur Minimierung negativer 
ökologischer folgen zukünftiger siedlungsentwicklung. 
Dies dürfte einerseits an der mangelnden transparenz qua-
litativer Beschränkungen und der damit sehr komplizierten 
und unsicheren abschätzung ihrer folgen liegen. anderer-
seits sind die wenig konkreten qualitativen anforderungen 
zumeist sehr plausibel und damit leichter konsensfähig als 
mengenmäßige Beschränkungen. Dennoch werden Men-
genziele für die siedlungsentwicklung auch auf Bundes-
länder- und regionalplanungsebene seit Jahren gefordert 
(einig/spiecker 2002; Bachmann 2005) oder in einigen 
ländern wie beispielsweise in Baden-Württemberg mit dem 
8 ein Vergleich auf dieser ebene war für 1996 nur bis 2004 und nicht 
bis 2008 möglich, da zum Zeitpunkt der auswertung die Daten auf 
Kreisebene für einige Bundesländer für 2008 noch nicht vorlagen.
3-ha-Ziel konkret formuliert (nachhaltigkeitsbeirat Baden-
Württemberg 2004).
Zur Verteilung des nationalen 30-ha-Ziels auf die einzel-
nen räumlichen einheiten kann eine ganze reihe von Ver-
fahren mit sehr unterschiedlichen verteilungspolitischen 
folgen herangezogen werden. individuelle gesetzliche 
Selbstverpflichtungen der Länder, Regionen und Kommunen 
dürften sich zwar eher am erwarteten flächenbedarf und an 
raumplanerischen Kriterien als an anderen Methoden orien-
tieren, sind aber äußerst unrealistisch in der Umsetzung. 
realistischer erscheinen indikatoren, die für alle teilräume 
gleichermaßen gelten und in einem gemeinsam erarbeite-
ten „allokationsplan“ vereinbart werden. Die anwendung 
eines einheitlichen Top-down-Verteilungsschlüssels dürfte 
insbesondere auf höheren föderalen ebenen wie den Bun-
desländern oder Planungsregionen als sachgemäß empfun-
den werden und politisch durchsetzbar sein. eine weitere 
Zielaufteilung auf einzelne Kommunen oder sogar Orts-
teile mit einem für mehrere länder bzw. regionen gelten-
den schlüssel wird dagegen mit großer sicherheit auf harte 
politische Widerstände stoßen, wenn diese sich nicht klar an 
den Zielen und grundsätzen der raumordnung und der ört-
lichen Baulandnachfrage orientiert. Demzufolge sollte für 
ausreichend große räume nach einem einheitlichen schlüs-
sel gesucht werden, der die allgemeine Zielvorgabe für län-
der und regionen plausibel übersetzt und dadurch auch auf 
den politischen Ebenen Akzeptanz finden kann.
Jedes Verfahren zur Zielaufteilung geht aber mit bestimm-
ten Vor- und nachteilen einher. es ist daher nicht verwun-
derlich, dass bereits eine Vielzahl von Verteilungsschlüsseln 
diskutiert wurde (Krumm 2002; Jakubowski/Zarth 2003; 
Walz/toussaint/Küpfer et al. 2005; Köck/Bizer/einig et al. 
2008; henger/schröter-schlaack 2008). Vorgeschlagen 
wurden insbesondere flächenbezogene Indikatoren, die sich 
z. B. auf die Kataster-, Siedlungsfläche, Siedlungsentwick-
lung (vergangen und zukünftig) oder Bevölkerungs- und 
siedlungsdichte beziehen. geprüft wurden ebenso eine 
reihe sozioökonomischer Kennzahlen wie Bevölkerung, 
Bevölkerungsentwicklung, Wirtschaftskraft und erwerbs-
tätige. auch eine Verknüpfung bestimmter Top-down-Kri-
terien mit lokalen flächenbedarfen und raumplanerischen 
Zielsetzungen fanden Berücksichtigung (z. B. eigenent-
wicklungsindizes, innenentwicklungspotenziale, schutzge-
bietskategorien; vgl. z. B. siedentop 2008).
erfolgt eine Beurteilung nach den Kriterien Datenver-
fügbarkeit, transparenz und Überprüfbarkeit, erscheint 
insbesondere eine Zielaufteilung anhand des anteils der 
Bevölkerung in einem teilraum an dem der gesamtdeut-
schen Bevölkerung attraktiv (Ostertag/schleich/ehrhart 
et al. 2010). Dieses Verfahren würde jedem Bundesbürger 
unabhängig von der aktuellen siedlungsdichte den gleichen 
Umfang am Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflächen 
zugestehen. alleine angewandt weist dieser indikator jedoch 
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erhebliche Plausibilitätsdefizite auf, da er den tatsächlichen 
Bedarf einer gebietskörperschaft nicht abbilden kann und 
zu extremen Verteilungsmustern führt. Es besteht daher die 
notwendigkeit, diesen Verteilungsschlüssel mit einem wei-
teren zu kombinieren. Zur Kombination mit der Bevölkerung 
drängt sich insbesondere die Katasterfläche eines Teilraums 
auf, da hierdurch regionen aus flächenländern mit gerin-
ger Bevölkerungsdichte wesentlich mehr entwicklungs-
potenziale erhalten und die vermeintlich unerwünschten 
Verteilungsmuster eines Bevölkerungsschlüssels ausgegli-
chen werden. im Vergleich zur nicht identisch erhobenen 
Siedlungsfläche liegen auch für kleine Teilräume exakte 
flächendaten vor. Zusätzlich kann auf diese Weise stärker 
berücksichtigt werden, dass räume mit geringer Dichte 
mehr flächen für infrastruktureinrichtungen benötigen. 
neben diesen Vorzügen ist natürlich kritisch anzumerken, 
dass einer Zielaufteilung nach der Gemarkungsfläche jed-
weder Bezug zu bisherigen raumplanerischen leitbildern 
fehlt und der Gesamtnachfrage nach Siedlungsflächen ent-
gegen läuft.
entscheidet man sich für die anwendung dieser beiden 
Verteilungsschlüssel, dann bietet sich an, die beiden indi-
katoren im Verhältnis 1:1 in einem gemischten schlüssel 
miteinander zu verknüpfen. Mit diesem Bevölkerungs-flä-
che-indikator (Befla-indikator) werden teilräume mit gerin-
ger Bevölkerungsdichte nicht zu stark benachteiligt und 
teilräume mit hoher Dichte nicht zu stark bevorzugt (hen-
ger/schröter-schlaack 2008). für hinreichend große teil-
räume liefert dieser Zuteilungsschlüssel nachvollziehbare 
und plausible Verteilungsmuster. Wie bereits diskutiert, 
könnte der Befla-indikator auf ebene der Bundesländer und 
Planungsregionen als sinnvoller Orientierungswert Berück-
sichtigung finden. Ein bundeseinheitliches Verfahren muss 
zwar von örtlichen gegebenheiten abstrahieren, bietet aber 
die chance zur formulierung und Umsetzung vergleichbarer 
normativer nachhaltigkeitsindikatoren. falls eine Verbind-
lichkeit der Zielaufteilung nicht gelingen sollte, bietet der 
indikator die Möglichkeit zu einer Durchführung interregio-
naler Vergleiche und damit zu einer Bewusstseinsförderung 
der politischen akteure auf länder- und regionsebene (vgl. 
u. a. Bizer/sternberg 2001).
im folgenden wird daher der Befla-indikator vorge-
stellt und es werden die anpassungserfordernisse für die 
einzelnen teilräume diskutiert. ausgangspunkt ist das 30-
ha-reduktionsziel, welches eine Verringerung des sied-
lungs- und Verkehrsflächenwachstums auf 30 ha pro Tag 
fordert. hierfür werden die Befla-Zielwerte mit den Werten 
der vergangenen und der prognostizierten siedlungsent-
wicklung verglichen. Die auswirkungen einer Zielauftei-
lung nach dem Befla-indikator werden auf den ebenen der 
Bundesländer und raumordnungsregionen betrachtet.
Der Befla-indikator berechnet sich durch die Mittelung 
des flächen- und Bevölkerungsanteils eines teilraums.
mit xi = Zuteilungsanteil eines teilraums i; X = flächen-
sparziel; pi = Bevölkerungsanteil; P = gesamtbevölkerung; 
ai = Anteil an Katasterfläche; A = Gesamtfläche.
Beispielsweise hat nordrhein-Westfalen einen Bevölke-
rungsanteil von 21,9 % (17,9 von 82,0 Millionen ein-
wohnern, stand 31.12.2008) und einen flächenanteil von 
9,5 % an der Gesamtfläche Deutschlands (34 086 km² von 
357 104 km²). Der prozentuale anteil am flächenspar-
ziel entspricht dann nach dem Befla-indikator 15,7 % für 
nordrhein-Westfalen.
Wie in Kap. 2 beschrieben, bezieht sich der vorliegende 
Beitrag nicht alleine auf die gesamte siedlungs- und Ver-
kehrsflächenentwicklung, sondern ebenfalls auf die Ent-
wicklung der Gebäude- und Freiflächen. Daher muss das 
Flächensparziel noch für Gebäude- und Freiflächen formu-
liert werden. hierfür können die anteile der flächennut-
zungsarten am Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
herangezogen werden. Wird der Zeitraum 1996 bis 2006 
zugrunde gelegt, so entfällt auf die Gebäude- und Freiflächen 
ein Kontingent von 58,1 % am flächenziel.9 Das 30-ha-Ziel 
für Siedlungs- und Verkehrsflächen entspricht demzufolge 
17,4 ha für die Gebäude- und Freiflächen. Ausgehend von 
diesem reduktionsziel lassen sich die in tab. 4 dokumen-
tierten teilziele für die einzelnen Bundesländer ableiten.
Die Zielwerte in relation zu der durchschnittlichen flä-
cheninanspruchnahme in den Jahren 1996 bis 2008 ergeben 
die jeweiligen anpassungserfordernisse beim Umgang mit 
flächen aus heutiger sicht. im Bundesdurchschnitt muss 
sich demnach der flächenverbrauch für gebäude- und 
Freiflächen in den nächsten zehn Jahren um insgesamt 
knapp 70 % gegenüber den historischen Werten reduzie-
ren. Besonders deutlich fallen die anpassungserfordernisse 
in den Bundesländern schleswig-holstein, niedersachsen, 
Bayern und Brandenburg aus (vgl. tab. 4). Die ergebnisse 
aus der Prr-Projektion für den tatsächlichen in der Zukunft 
zu leistenden anpassungsumfang liefern für einige länder 
deutliche Unterschiede. Zunächst aber kann festgestellt wer-
den, dass alle länder – mit ausnahme Bremens – über der 
Befla-Zielvorgabe liegen. Die notwendigen anpassungen 
sind aber insgesamt nicht mehr so groß, da das gebäude- 
und Freiflächenwachstum von 56,6 (1996 bis 2008) auf 
35,7 ha pro tag (2008 bis 2020) um knapp 40 % zurück-
geht (vgl. tab. 3). Die zukünftige Reduktionsverpflichtung 
für Gebäude- und Freiflächen entspricht daher nur noch 
51,5 %. Dieser rückgang ist vor allem in nordrhein-West-
falen, rheinland-Pfalz, saarland und in Ostdeutschland (mit 
9 Der Zeitraum 1996-2006 wurde gewählt, da zum Zeitpunkt der ent-
stehung des vorliegenden Beitrags noch keine Daten für gebäude- und 
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einschränkung für Brandenburg und sachsen) zu erwarten. 
Der anpassungsdruck für diese länder fällt folglich im Ver-
gleich zu den amtlichen statistiken deutlich geringer aus.
abbildung 2 zeigt die anpassungserfordernisse auf 
ebene der raumordnungsregionen in Prozent, wenn man 
die vom 30-ha-Ziel abgeleiteten „normativen“ Befla-
Zielvorgaben in relation zu den Projektionsergebnissen 
für Gebäude- und Freiflächen setzt. Die gelb markierten 
regionen müssen keine anpassungen in Zukunft vorneh-
men. hierbei handelt es sich teilweise wiederum um die 
im vorherigen Abschnitt identifizierten Räume, die durch 
einen starken Bevölkerungsrückgang und eine schwache 
wirtschaftliche entwicklung gekennzeichnet sind. gleich-
zeitig sind diese regionen entweder agglomerationsräume 
(wie in nordrhein-Westfalen) oder ländlich geprägte räume 
(wie z. B. im norden Brandenburgs) mit sehr hoher bzw. 
sehr niedriger Bevölkerungsdichte. für diese teilräume 
mit extremen Bevölkerungsdichten liefert der BeFla-Indi-
kator relativ großzügige Zielvorgaben. Bei Kernstädten 
wird zwar der hohe Bevölkerungsanteil mit dem geringen 
flächenanteil ausgeglichen. Dieser „ausgleich“ führt aber 
nicht dazu, dass diese regionen mit einem restriktiven 
Zielanteil bedacht werden. Umgekehrt gleicht der Befla-
indikator zwar den hohen flächenanteil mit dem geringen 
Bevölkerungsanteil in ländlich geprägten regionen aus, 
aber in der tendenz führt der Mischindikator trotzdem 
zu einer relativ großzügigen Zielvorgabe. Die stärksten 
anpassungen müssen die regionen vornehmen, die auch in 
Zukunft eine weiterhin hohe flächeninanspruchnahme zu 
erwarten haben (blau markiert). Wie zu abb. 1 diskutiert, 
sind das vorrangig räume mit einer hohen Wirtschafts- und 
Bevölkerungsentwicklung. insgesamt zeigt die gegenüber-
stellung der Befla-Zielvorgaben mit der prognostizierten 
siedlungsentwicklung, dass der indikator plausible Ziel-
vorgaben liefert, da regionen mit starkem prognostizierten 
siedlungswachstum zu anpassungen gezwungen werden, 
während strukturschwache regionen keine einschränkun-
gen ihrer entwicklungsmöglichkeiten erfahren.
5   Schlussfolgerungen
Zusammengefasst lassen sich aus dem vorliegenden Beitrag 
drei wesentliche schlussfolgerungen ziehen:
(1)  Das zukünftig zu erwartende Siedlungsflächenwachs-
tum macht den sparsamen Umgang mit natürlichen und 
naturnahen flächen zu einer wesentlichen Zukunftsauf-
gabe räumlicher Planung.
(2)  Diese Beobachtung unterstreicht die notwendig-
keit quantitativer Zielvorgaben und ihre relevanz zur 
Umsetzung einer nachhaltigen siedlungsentwicklung. 
Der in diesem Beitrag mit seinen regionalen auswirkun-
gen diskutierte Befla-indikator stellt eine Möglichkeit 
Tab. 4 Befla-Zielvorgaben und anpassungserfordernisse für die Bundesländer
Bundesland Bevölkerunga Katasterflächea Befla-Zielvorgabe Red.-Verpflichtung GF in % 




gf ha pro 
tagc
1996-2008 2008-2020b 
schleswig-holstein 2,8 3,5 15.799 4,4 3,9 1,2 0,7 −83,8 −70,4
hamburg 1,8 2,2 755 0,2 1,2 0,4 0,2 −34,5 −49,6
niedersachsen 7,9 9,7 47.625 13,3 11,5 3,5 2,0 −78,7 −62,4
Bremen 0,7 0,8 404 0,1 0,5 0,1 0,1 −37,7 25,3
nordrhein-Westfalen 17,9 21,9 34.086 9,5 15,7 4,7 2,7 −61,1 −18,7
hessen 6,1 7,4 21.115 5,9 6,7 2,0 1,2 −53,4 −37,7
rheinland-Pfalz 4,0 4,9 19.853 5,6 5,2 1,6 0,9 −72,1 −25,2
Baden-Württemberg 10,7 13,1 35.751 10,0 11,6 3,5 2,0 −71,5 −62,6
Bayern 12,5 15,3 70.552 19,8 17,5 5,3 3,0 −77,4 −60,8
saarland 1,0 1,3 2.569 0,7 1,0 0,3 0,2 −63,1 −25,8
Alte Bundesländer 
(ohne Berlin) 
65,5 79,9 248.510 69,6  74,8  22,4 12,9 −72,8 −53,5
Berlin 3,4 4,2 891 0,2 2,2 0,7 0,4 −21,9 −41,8
Brandenburg 2,5 3,1 29.480 8,3 5,7 1,7 1,0 −76,7 −54,5
Mecklenburg-
Vorpommern 
1,7 2,0 23.185 6,5 4,3 1,3 0,7 −15,9 −22,4
sachsen 4,2 5,1 18.418 5,2 5,1 1,5 0,9 −66,8 −58,1
sachsen-anhalt 2,4 2,9 20.447 5,7 4,3 1,3 0,7 −43,8
thüringen 2,3 2,8 16.172 4,5 3,6 1,1 0,6 −44,0 −5,4
Neue Bundesländer 
(inkl. Berlin) 
16,5 20,1 108.594 30,4 25,2 7,6 4,4 −51,2 −44,6
Deutschland 82,0 357.104 100,0 30,0 17,3 −69,4 −51,5
aQuelle: Statistisches Bundesamt (Genesis Online Regional): Stichtag Bevölkerung: 31.12.2008, Stichtag Katasterfläche: 31.12.2007
bQuelle: Panta rhei regiO referenzszenario (9/2009)
cteilziel gf-fläche
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dar, überörtliche Mengenziele auf regionale teilgebiete 
aufzuteilen.
(3)  Aus dieser Analyse lässt sich schließen, dass eine fle-
xible Instrumentierung zur treffsicheren Begrenzung 
der zukünftigen Siedlungsflächenentwicklung erfor-
derlich ist, um die großen regionalen Divergenzen des 
Wachstumsdrucks abzufedern und zu dämpfen.
Zu (1): Die Modellierung mit dem Prognosemodell Prr 
zeigt, dass zukünftig mit einem moderateren, aber stetigen 
Siedlungsflächenwachstum im Bundesdurchschnitt zu rech-
nen ist. Diese aus ökologischer, aber durchaus auch fiskal-
politischer sicht positive entwicklung wird insbesondere 
durch den demographischen Wandel und der damit gerin-
ger werdenden Nachfrage nach Wohnflächenentwicklung 
gestützt. es bleibt allerdings festzuhalten, dass regional 
erhebliche Divergenzen in der siedlungsentwicklung zu 
beobachten sein werden, die zu einem weiteren anwachsen 
des Drucks auf die verbliebenen Freiflächen im Umland 
bestehender und weiterhin wachsender agglomerationen 
führen wird. Hier wird das Problem einer flächenschonen-
den siedlungsentwicklung nicht ohne veränderte rahmen-
bedingungen gelöst werden können. angesichts der bislang 
eher geringen Durchschlagskraft der regionalplanung bei 
der Begrenzung des kommunalen Siedlungsflächenwachs-
tums ist nicht damit zu rechnen, dass hier die bestehende 
instrumentierung für eine spürbare quantitative reduzie-
rung der flächeninanspruchnahme ausreichen wird. Die 
ergänzung des überwiegend qualitativ steuernden instru-
mentariums und die entwicklung und stärkung quantita-
tiver steuerungsmöglichkeiten bleiben damit wesentliche 
Zukunftsaufgaben der überörtlichen Planung.
Zu (2): ein ansatzpunkt hierfür liegt in der einführung 
quantitativer Zielvorgaben in die regionalplanung. Mit der 
Verbindung etablierter qualitativer lenkungsansätze mit 
Zielen zur höchstens möglichen flächeninanspruchnahme 
kann wirksam einer beständigen ausweitung der beanspruch-
ten flächen entgegengewirkt werden. gleichzeitig zeigen 
sich aber aus den in diesem Beitrag unternommenen Über-
legungen die großen schwierigkeiten bei der aufstellung 
und Verteilung quantitativer Wachstumsziele. einerseits 
sind absolute Mengenziele der siedlungsentwicklung per 
se schwer zu begründen, stellen sie doch das flächenspa-
ren als das wichtigste Ziel raumordnerischer steuerung in 
den Vordergrund. Das regionalplanerische Verständnis einer 
geordneten räumlichen entwicklung richtet sich ebenso an 
anderen Zielgrößen aus, manche durchaus mit höherem 
gewicht als das bloße flächensparen. erhebliche politische 
Widerstände sind zudem zu erwarten, wenn Mengenziele 
auf die ebene der eigentlichen regelungsadressaten, z. B. 
regionen, Kreise und gemeinden, aufgeteilt werden. Die 
ausführungen in diesem Beitrag verdeutlichen den resul-
Abb. 2 anpassungserfordernisse 
der raumordnungsregionen bei 
der flächeninanspruchnahme 
für Gebäude- und Freiflächen 
(gf-flächen). (Quelle: Prr-re-
ferenzszenario 9/2009; raum-
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tierenden anpassungsdruck für die regionen, wenn für eine 
regionale aufteilung des 30-ha-Ziels auf die regionen der 
Befla-indikator herangezogen wird. andererseits wurde aus 
dem Vergleich zwischen geschätzter regionaler siedlungs-
entwicklung nach PRR und Zuteilung an Siedlungsflächen-
wachstum nach Befla-indikator an die regionen deutlich, 
dass mittels einfacher und transparenter Verteilungsschlüs-
sel, die wiederum am ehesten vermittelbar sein dürften, eine 
befriedigende annäherung an die zu erwartende Verteilung 
der räumlichen siedlungsentwicklung nicht gelingt.
Zu (3): Daraus folgt, dass eine ergänzende instrumentie-
rung zur steuerung der siedlungsentwicklung nicht nur eine 
stärkung der quantitativen Zielvorgaben in der räumlichen 
Planung umfassen sollte, sondern gleichzeitig eine weit rei-
chende Flexibilität bei der Erreichung der Mengenvorgaben 
ermöglicht werden muss. aus dem Kanon der in der Diskus-
sion befindlichen Instrumente sticht unter diesem Gesichts-
punkt der ansatz handelbarer flächenausweisungsrechte 
hervor, der genau dies zu erreichen verspricht (vgl. stellver-
tretend Köck/Bizer/einig et al. 2008). Über die handelbar-
keit der ausweisungsrechte wird ein Ventil geschaffen, das 
die stringenten Mengenvorgaben für einzelne regelungs-
adressaten lockert. Kommunen oder regionen, die eine für 
ihren Wachstumsdruck zu geringe Mengenzuteilung erhal-
ten haben, können mit jenen gemeinden und regionen in 
einen handel eintreten, die eine großzügige ausstattung 
erhalten haben und ggf. zusätzliche rechte nicht selbst in 
anspruch nehmen wollen. Durch den so in gang gesetzten 
Mechanismus erhält die flächenausweisung einen Knapp-
heitspreis und flächenschonende Siedlungsentwicklung 
wird über den Verkaufserlös der Zertifikate entlohnt. Dies 
dürfte einerseits zu einer verstärkten Beschäftigung mit 
den direkten und indirekten fiskalischen Folgen der Sied-
lungsentwicklung und ihrer sinnhaftigkeit auf kommunaler 
ebene führen und den nachfragedruck nach weiterer sied-
lungsflächenentwicklung zusätzlich zu den Auswirkungen 
des demographischen Wandels verringern. gleichzeitig 
lockert die nachträgliche handelbarkeit der ausweisungs-
rechte die Verbindlichkeit der Mengenvorgabe und beugt 
damit einer erdrosselnden Wirkung einer stärker quantita-
tiven steuerung der siedlungsentwicklung vor. letztlich 
kann ein solcher flächenhandel auch zu einer Partizipation 
weniger prosperierender regionen am siedlungs- und Wirt-
schaftswachstum wachsender regionen führen und damit 
die gesellschaftliche Kohäsion erhöhen. Das interesse der 
neuen Bundesregierung an einem entsprechenden Modell-
vorhaben handelbarer rechte zur steuerung der flächen-
nutzung unterstreicht die vorhandene Bereitschaft, das 
instrument und seine gestaltungsoptionen weiter zu unter-
suchen und einem Praxistest zu unterziehen (Bundesregie-
rung 2009: 32).
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